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B. Nichtamtlicher Teil 
 

 ------------------  

 





Soweit in den Fällen des Satzes I Nr. 2 die Begründung in den für die Abwägung wesentlichen 
Beziehungen unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 

Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 a in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) - in der zurzeit geltenden Fassung -für die Rechtswirk- 
samkeit der Satzungen eine Verletzung der Vorschriften über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
auch unbeachtlich ist, wenn 

1. eine vorgeschriebene Vorprüfung des Einzelfalls (§ 3 C und 3 e UVPG) nicht durchgeführt 
wurde und erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu besorgen gewesen wären 
oder 

2. bei der Vorprüfung des Einzelfalls (§ 3 C und 3 e UVPG) die Voraussetzung für di,e Pflicht zur 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung, dass das Vorhaben erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen haben kann, nicht richtig beurteilt wurde. 

Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) - in der zurzeit geltenden Fassung, für die Rechtswirk- 
samkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau- 
ungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 unbeachtlich ist, wenn 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplanes (3 8 Abs. 2 
Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind: 

2. § 8 Abs. 2 Satz I hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem Flächennut- 
zungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan erge- 
bende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; ' 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirk- 
samkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 sich 
nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städte- 
bauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Be- ' 

kanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) - in der zurzeit geltenden Fassung, für die Ab- 
wägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bauleitplan maß- 
gebend ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach 5 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27.08.1 997 (BGBI. 1 S. 2141) - in der zurzeit geltenden Fassung - die Verlet- 
zung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängeln der Abwägung und Behebung von 
Fehlern unbeachtlich werden, wenn sie nicht in Fällen der Nr. 1 innerhalb eines Jahres, in Fällen 
der Nr. 2 innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach 5 21 5 a Abs. 1 BauGB in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) - in der zurzeit geltenden Fassung - Mängel der 
Satzung, die nicht nach den §§ 214 oder 215 unbeachtlich sind und die durch ein erganzendes 
Verfahren behoben werden können, nicht zur Nichtigkeit führen. Bis zur Behebung der Mängel 
entfaltet die Satzung keine Rechtswirkungen. 



Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach 5 215 a Abs. 2 BauGB in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) - in der zurzeit geltenden Fassung - bei Verlet- 
zung der in § 214 Abs. I bezeichneten Vorschriften oder sonstigen Verfahrens- und Formfehler 
nach Landesrecht die Satzung auch mit Rückwirkung erneut in Kraft gesetzt werden kann. 

Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des lnkrafttretens 
dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches bezeichneten Ver- 
mö.gensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten; Bindun- 
gen für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen Nutzung) eingetreten sind. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschä- 
digungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht inner- 
halb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, geltend gemacht wird. 

Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 

Königslut ter  am Elm, den 20.12.2006 

S t a d t  Königslut ter  
Der Bürgermeister 
In  Vertretung 

gez . ~ötemeier 
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